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Deutschland mag sich in den letzten Jahr-

zehnten verändert haben, doch die euro-

päische Integration bleibt Dreh- und An-

gelpunkt deutscher Diplomatie. Die von 

den meisten politischen Parteien des Lan-

des unterstützte europapolitische Konti-

nuität beruht auf drei Leitmotiven: Erstens 
hat die deutsche Europapolitik einen nor-

mativen Anspruch und zielt darauf ab, 

dass die Union und ihre Mitgliedstaaten 

eine Wertegemeinschaft bilden. Zweitens 
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wird das europäische Projekt weitgehend 

durch das Prisma der Wirtschaft und ins-

besondere des Marktes betrachtet. Drittens 
hält sich Deutschland im militärischen 

Bereich der Europa- und Außenpolitik zu-

rück, und dies, obwohl die Beteiligung 

deutscher Streitkräfte an Auslandseinsät-

zen inzwischen durchaus zur Normalität 

gehört.

Trotz der unbestreitbaren Kontinuität 

deutscher Europapolitik haben sich seit 

der Wiedervereinigung Veränderungen 

im Kontext der Europäischen Union (EU) 

und innereuropäische Gewichtsverschie-

bungen unmittelbar auf die Rolle Deutsch-

lands in Europa ausgewirkt. Berlin weigert 

sich zwar, sich als europäischer „Hege-

mon“ zu positionieren, ist jedoch selbstbe-

wusster geworden und zögert nicht mehr, 

seine nationalen Interessen offen zu vertei-

digen. Ein Beispiel dafür ist die Politik der 

Bundesregierung, um „den deutschen Per-

sonalanteil in internationalen Organisatio-

nen und europäischen Institutionen quan-

titativ und qualitativ weiter zu erhöhen“.1

Ein solcher Ansatz hängt einerseits 

mit dem Generationswechsel sowie der 

Vollendung der „Erlösung“ 2 nach dem 

Zweiten Weltkrieg und andererseits mit 

der allmählichen Normalisierung der eu-

ropäischen Position Deutschlands seit der 

Wiedererlangung der vollen Souveränität 

zusammen. Die moralische Verpflichtung, 

tugendhafter als andere zu sein, die es sich 

nach Ende des Krieges auferlegt hatte, ist 

im Laufe der Zeit verblasst. Darüber hin-

aus hat Deutschland aufgrund seiner zen-

tralen geografischen, wirtschaftlichen und 

demografischen Lage auf dem europäi-

schen Kontinent de facto eine Führungs-

rolle inne. Spätestens mit der europäi-

schen Staatsschuldenkrise wurde diese 

politische Führung unumgänglich: Ange-

sichts eines geschwächten Südeuropa 

musste Berlin in die Rolle des zentralen 

Akteurs in den Verhandlungen über wirt-

schaftliche Rettungsmaßnahmen und die 

Reform der Wirtschafts- und Währungs-

union hineinwachsen.

Ob es einem gefällt oder nicht: 

Deutschland hat mehr Einfluss auf den 

Kurs Europas als jeder andere Mitglied-

staat. Seine Entscheidungen haben Aus-

wirkungen auf die gesamte EU, zumal 

diese heute in vielen Politikbereichen 

stark integriert ist. Wenn es ein Projekt 

ablehnt, wie etwa die Schaffung eines 

Haushalts für die Eurozone, wird es von 

Deutschland auch blockiert. Umgekehrt 

wäre es der EU ohne die Unterstützung 

der Bundesregierung unmöglich gewesen, 

während der COVID-19-Pandemie einen 

ehrgeizigen Konjunkturplan zu verab-

schieden.

AUFGABE ROTER LINIEN

Deutschland hat bis heute diese Führungs-

rolle nur zögerlich angenommen. Daher 

wurde es in der Vergangenheit nicht nur 

dafür kritisiert, Europa zu dominieren, 

sondern auch, die ihm zufallende Füh-

rungsrolle nicht angemessen zum Wohle 

aller auszufüllen. Einen dergestalt han-

delnden, „wohlwollenden Hegemon“ (so 

Wolfgang Schäuble) dürften aber nicht 

nur seine eigenen nationalen Interessen 

leiten; vielmehr müsse er sich selbst vor-

bildhaft der Bereitstellung zentraler öffent-

licher Güter verschreiben.3 Unter anderem 

mit Verweis auf Schäuble wies der Analyst 

und Journalist Hans Kundnani bereits an-

gesichts der europäischen Staatsschulden-

krise darauf hin, dass ein Hegemon auch 
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„Opfer zu bringen“ habe, um seine Rolle 

auszufüllen.4 Für die deutsche Europa-

politik sollte dies in letzter Konsequenz 

auch die Infragestellung oder Aufgabe ei-

gener Positionen oder gar roter Linien zu-

gunsten des größeren Ganzen bedeuten.

In diesem Sinne scheinen sich bei al-

ler Konstanz deutscher Europapolitik in 

ihrer Praxis allmählich bedeutsame An-

passungen Bahn zu brechen. Bereits seit 

Längerem wieder stärker einem „Trend 

zur Vergemeinschaftung und Supranatio-

nalisierung“ 5 folgend, räumt die Bundes-

republik der Aufrechterhaltung und Ge-

währleistung des europäischen Zu sam- 

 menhalts – durchaus aus eigenem Interesse 

gemäß den weiter bestehenden Leitmoti-

ven  – deutlicher als zuvor Priorität ein. 

Folgerichtig scheint die Bundesregierung 

wieder willens, auch innenpolitisch unpo-

puläre Weiterentwicklungen der eigenen 

europapolitischen Position vorzunehmen 

beziehungsweise eigene Präferenzen hint-

anzustellen. Anzeichen für solche Anpas-

sungen traten unter der deutschen Rats-

präsidentschaft im zweiten Halbjahr 2020 

deutlich zutage:

 — In der Pandemiebekämpfung gab die 

Bundesregierung den Forderungen 

einer rein nationalen Impfstoffbeschaf-

fung nicht nach und setzte sich für eine 

europäische Impfstoffstrategie ein.

 — Die Grundlagen für den mit 750 Mil-

liarden Euro ausgestatteten Aufbau-

fonds legte Deutschland in einem ge - 

meinsam mit Frankreich eingebrach-

ten Vorstoß, der erstmals die bisherige 

rote Linie deutscher Politik einer gemein- 

samen Kreditaufnahme überschritt.

 — Bei der Ausgestaltung der nunmehr in 

ein Handelsabkommen gegossenen Be- 

ziehungen zum Vereinigten Königreich 

infolge des Brexit ließ sich die Bundes-

regierung trotz der Bedeutung des bila-

teralen Handels nicht zu eigenständigen 

Initiativen verleiten.

ENGE ZUSAMMENARBEIT  
MIT PARIS

Daraus geht hervor, dass im europäischen 

Kontext ein wohlwollender Hegemon nur 

ein kooperativer sein kann. Die Bundes-

regierung ist bemüht, mit allen anderen 

Mitgliedstaaten gute Beziehungen zu 

pflegen und das Bild eines egoistischen 

Deutschland zu vermeiden, wie es wäh-

rend der „Griechenlandkrise“ verbreitet 

war. Damit scheint sie erfolgreich zu sein, 

denn Deutschland  – ebenso wie Frank-

reich  – gilt zum einen als gefragter An-

sprechpartner, den die anderen EU-Staa-

ten gern und oftmals kontaktieren.6 Zu- 

dem setzt Berlin in diesem Kontext auf 

eine enge Zusammenarbeit mit  Paris und 

führt damit eine mehr als ein halbes Jahr-

hundert währende Tradition fort.

Die Entscheidung für eine enge 

deutsch-französische Zusammenarbeit 

hängt nicht nur mit dem außergewöhn-

lich dichten System bilateraler Abstim-

mung zusammen. In einer Europäischen 

Union, in der die nationalen Interessen 

und Positionen heterogener geworden 

sind, stehen Deutschland und Frankreich 

im Lager der Integrationsbefürworter. 

Beide sind bestrebt, die EU angesichts  

der internationalen Herausforderungen 

handlungsfähig zu machen, und haben 

sich in den letzten Monaten in der Fra- 

ge der europäischen Souveränität ange-

nähert. Selbst wenn Deutschland das  

sehr ehrgeizige Projekt Frankreichs, wie 
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 Emmanuel  Macron es in seiner Rede an 

der Sorbonne 2017 erstmals darlegte, 

nicht in vollem Umfang teilt, hat die 

 COVID-19-Krise das Bewusstsein deut-

scher Entscheidungsträgerinnen und -trä-

ger für die Risiken europäischer Abhän-

gigkeiten und die Notwendigkeit, diese zu 

begrenzen, geschärft.

STREIT UM DIE  
„MACHT EUROPA“

Es ist daher zu erwarten, dass die gute Zu-

sammenarbeit zwischen beiden Regierun-

gen gerade auch anlässlich der franzö-

sischen EU-Ratspräsidentschaft in der 

ersten Jahreshälfte 2022 fortgesetzt wird. 

Dies schließt Meinungsverschiedenheiten 

nicht aus. So könnte der alte Streit um die 

Vergemeinschaftung der Staatsschulden 

und um ausgeglichene Budgets, der wäh-

rend der Coronakrise in den Hintergrund 

getreten ist, bald wieder aktuell werden. 

Auch im Hinblick auf das Projekt einer 

„Macht Europa“, das Frankreich so sehr 

am Herzen liegt, bieten sich mehrere The-

men für Kontroversen – sei es in Bezug auf 

eine ehrgeizige Industriepolitik oder hin-

sichtlich der Verteidigung und der „stra-

tegischen Autonomie“. Der Rückzug des 

US-Militärs aus Afghanistan im Sommer 

2021 ist ein weiterer Hinweis darauf, dass 

sich diese Fragen in naher Zukunft noch 

virulenter stellen werden.

Deutsch-französische Meinungsver-

schiedenheiten müssen allerdings kein 

Hinderungsgrund für gelingende Zusam-

menarbeit sein. Ganz im Gegenteil: Eine 

Annäherung auch im Sinne der anderen 

Mitgliedstaaten generiert häufig akzep-

table und praktikable „Stellvertreterkom-

promisse“. Die bisherige Entwicklung des 

euro päischen Integrationsprozesses hat 

zudem gezeigt, dass einmal getroffene 

Entscheidungen und damit eingeschlage-

ne Pfade oft auf Dauer angelegt sind. Für 

die deutsche Europapolitik bedeutet dies 

nicht nur, dass die Änderungen der eige-

nen Position vermutlich Bestand haben 

werden, sondern dass auch die europäi-

schen Partner diese im Sinne deutscher 

Verlässlichkeit einfordern werden.
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